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John Rawls: Ungleichheiten zum 

Vorteil der Benachteiligten  

Vielleicht reisen Astronauten dereinst zu einem 

fernen Planeten, um ihn zu besiedeln. Das wäre 

eine zweite Chance für die Menschheit: Sie 

könnte dort eine bessere Gesellschaft begrün-

den. Einen Staat, der die Ungerechtigkeit besei-

tigt. Eine Gemeinschaft der Fairness.  

Eine Reise dorthin wird Jahre dau-

ern, selbst zum nächsten Exopla-

neten, selbst mit der höchstmögli-

chen Geschwindigkeit. Zeit genug 

also für die Weltraumfahrer zu 

überlegen, auf welchen Grundsät-

zen sie ihre Kolonie aufbauen wol-

len. 

Schnell werden sie einig: Ohne Gleichberechti-

gung geht es nicht. Hinter die Einsicht der Auf-

klärer darf man nicht zurückfallen: Gleiches 

Recht auf körperliche Unversehrtheit, auf me-

dizinische Versorgung auf die Freiheit des Glau-

bens, Gleichheit vor dem Gesetz und so weiter. 

Das ist nicht strittig. 

Allein bald dämmert ihnen: Es gibt keine Ge-

sellschaft von Gleichen. Menschen sind eben 

nicht gleich. Es gibt Unterschiede bei den Bega-

bungen, den Neigungen, den Bedürfnis-

sen. Nicht alle können und wollen regie-

ren, als Ärztin wirken oder ein Hand-

werk betreiben. Und mit vielen Funkti-

onen sind zwangsläufig bestimmte Pri-

vilegien verbunden. Doch wann sind sie 

legitim und wann nicht? 

Das Erste, das ihnen einfällt: Privilegierte Posi-

tionen müssen allen offen stehen. Niemand 

darf von ihnen ausgeschlossen werden auf-

grund seiner Herkunft, seines Geschlechts, sei-

ner Gesinnung oder ähnlicher Kriterien. Doch 

das reicht nicht. Schliesslich verfallen die Astro-

nautinnen auf eine geniale Idee: Ungleichhei-

ten sind dann legitim, wenn sie allen zum Vor-

teil gereichen. Und das heisst: Sie müssen ge-

rade denen nützen, die von ihnen nicht bevor-

teilt werden. In Rawls Formulierung: „Soziale 

und wirtschaftliche Ungleichheiten müssen […] 

den am wenigsten Begünstigten den grösst-

möglichen Vorteil bringen.“ 

Es nützt mir, dass es Richterinnen gibt, die 

Streitfälle unparteiisch entscheiden, auch 

wenn ich selber nicht Recht sprechen darf. Ärz-

tinnen sollen einen privilegierten Zugang zu 

meinem Körper haben; das ist in meinem Inte-

resse, obschon ich kein Arzt bin. Wirtschaftli-

che Fachleute sollen strategische Ent-

scheide in Unternehmen treffen dürfen, 

das dient auch mir, der ich kein CEO bin. 

Natürlich hat der Philosoph Rawls keine 

Science Fiction verfasst, sondern eine 700 

Seiten dicke „Theorie der Gerechtigkeit“. 

Ihre Grundgedanken aber finden sich in 

meiner Story: Die Prinzipien einer gerech-

ten Gesellschaft finden wir, wenn wir von un-

seren konkreten subjektiven Interessen abse-

hen wie die Astronauten: Sie kennen ja ihre 

künftige gesellschaftliche Position nicht. Rawls 

nennt dies den „Schleier der Unwissenheit“. 

Dann werden wir notgedrungen auf zwei fun-

damentale Grundsätze stossen: den Grundsatz 

gleicher Rechte (Rawls‘ „Gleichheitsprinzip“) 

und den Grundsatz legitimer Ungleichheiten 

(Rawls‘ „Differenzprinzip“). 

Sie denken, das sei selbstver-

ständlich? Dann prüfen Sie 

doch einmal die Ungleichhei-

ten in unserer Gesellschaft 

mit dem Rawlsschen Diffe-

renzprinzip. CEOs verdienen 

das 200-Fache eines durch-

schnittlichen Mitarbeiters – in seinem Inte-

resse? Potente Unternehmen steuern gesell-

schaftliche Entscheide aufgrund ihrer Markt-

macht – im Dienst der Konsumenten? Wenige 

Prozent der Individuen besitzen die Hälfte des 

Volksvermögens – zum Besten des Volkes? 

Auf dem Prüfstand stehen natürlich nicht nur 

gesellschaftliche Privilegien. Es gibt welche 

auch in Ihrem direkten Umfeld: im Unterneh-

men, in Vereinen und Familien. Bringen diese 

Ungleichheiten den nicht ganz Gleichen tat-

sächlich einen Vorteil? 

„Bringt die Un-

gleichheit den nicht 

ganz Gleichen ei-

nen Vorteil?“ 


